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SPD für DNA-Tests nach jeder Straftat Landtagsfraktion lud zur Expertenanhörung ein: Kritiker warnen vor einer unbeschränkten Ausweitung der Tests


FRANK SCHAUKA 

POTSDAM Der genetische Fingerabdruck soll nach dem Willen der SPD-Landtagsfraktion mit der Abnahme eines herkömmlichen Fingerabdrucks als Routinemaßnahme der Polizei gleichgesetzt werden. Fürsprecher der Ausweitung der DNA-Analyse in den vergangenen Tagen sind der parlamentarische Geschäftsführer der Fraktion, Christoph Schulze, sowie die innenpolitische Sprecherin der Fraktion, Britta Stark. Die SPD denkt derzeit über eine entsprechende Bundesratsinitiative nach. 

Mit der Ausweitung der DNA-Tests soll die Polizei das Recht erhalten, die modernste Erkenntnismethode möglichst ohne Einschränkung nutzen zu dürfen. Insbesondere sollen DNA-Tests künftig nicht nur bei Straftaten von erheblicher Bedeutung, wie Mord oder Raub sowie sämtlichen Taten mit sexuellem Motiv, erlaubt sein wie bisher, sondern bei allen Straftaten. Damit dürften die Tests auch gegen Fahrraddiebe und Demonstranten angewandt werden. 

Dahinter steckt die Überlegung, dass kriminelle Karrieren vielfach mit unspektakulär erscheinenden Straftaten beginnen. Die Speicherung einer DNA-Analyse nach einer „Bagatell-Straftat“ würde das Entdeckungsrisiko für spätere Taten erhöhen und könnte deshalb, so die Schlussfolgerung, straftatenvermeidend wirken. Ferner könnten später verübte Straftaten leichter aufgeklärt werden, wenn der Datenbestand größer ist. 

Die Bilanz der DNA-Analyse seit Einführung der Zentraldatei beim Bundeskriminalamt (BKA) 1998 ist beachtlich. „Bis Ende letzten Jahres konnten rund 340 Tötungsdelikte, 820 Sexualstraftaten und 21 000 Diebstähle mit Hilfe der DNA-Analyse aufgeklärt werden“, sagte der Landeschef der Gewerkschaft der Polizei, Andreas Schuster. Bundesweit wurden bisher knapp 390 000 Datensätze gespeichert. „In jedem vierten Fall, in dem die Polizei die DNA-Daten vergleichen kann, erlangt sie einen Treffer“, so Schuster. 

Dennoch warnen Kritiker vor einer unbeschränkten Ausweitung der DNA-Tests. Brandenburgs Datenschutzbeauftragter Alexander Dix begründete seine Bedenken mit dem „wesentlich höheren Informationsgehalt“ eines genetischen Fingerabdrucks. Deshalb sei die „unzulässige Gleichsetzung“ mit dem herkömmlichen Fingerabdruck „eine Verharmlosung“. Angesichts rapider Fortschritte in der Medizinforschung sei zudem zu erwarten, dass DNA-Analysen bald intime Persönlichkeitsmerkmale offenlegen könnten. In diesem Sinne, so Dix, hätten das Bundes- sowie das Verfassungsgericht des Landes betont, dass die DNA-Analyse erheblich tiefer in Persönlichkeitsrechte eines Menschen eingreife. Deshalb haben die obersten Gerichte stets die Bedeutung der richterlichen Mitwirkung betont. 

Bisher darf in der Regel nur ein Richter einen DNA-Test sowie die anschließende Speicherung der Daten anordnen. Voraussetzung dafür ist, dass der Richter nach Studium der Strafakten den Verdächtigen in Zukunft für einen wahrscheinlichen Wiederholungstäter hält. Ob die SPD diesen Richtervorbehalt abschaffen will, ist noch ungewiss. 
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